
I.

In Deutschland sind offiziell 5,216 Millionen Menschen ar-

beitslos. Sie werden daher von mir keine Festrede erwarten. 

Zur Sache also:

Deutschland ist sich selber untreu geworden. Wir vernach-

lässigen schon lange das Erfolgsrezept, das der Bundesre-

publik Deutschland nach dem Krieg Zuversicht und Wohl-

stand, Stabilität und Ansehen gebracht hat. Es gab Zeiten,

da sprach noch niemand von Globalisierung, aber der VW

Käfer lief in aller Welt – und lief und lief und lief. Damals

galt in der Bundesrepublik eine Ordnung, die Leistung er-

mutigte und sozialen Fortschritt brachte.

Diese Ordnung ist im Niedergang, weil immer neue Eingriffe 

sie schleichend zersetzt haben, selbst wenn sie gut gemeint 

waren. Seit Jahrzehnten fallen Bundes- und Landesregierun-

gen und nicht zuletzt Brüssel immer neue Auflagen und Re-

gulierungen für die Wirtschaft ein, Wirtschafts- und Sozial-

verbände haben das ihre dazu getan, die Tarifpartner schlos-

sen Verträge zu Lasten von Dritten, und die Bürger ließen 

sich gern immer neue Wohltaten versprechen und Geschen-

ke machen. Deshalb ist die Arbeitslosigkeit über Jahrzehnte 
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immer weiter gestiegen. Deshalb machen hohe Abgaben Arbeit teuer und 

können doch nicht verhindern, dass unseren Sozialsystemen der Kollaps 

droht. Deshalb ist die Massenarbeitslosigkeit auch kein konjunkturelles, 

sondern vorwiegend ein strukturelles Problem. Das alles spiegelt sich auch 

im Stand der Schulden und künftigen Lasten wider. Der aktuelle Schulden-

stand (1,4 Billionen Euro) und  die Anwartschaften in den Sozialversiche-

rungen (5,7 Billionen) belaufen sich auf insgesamt 7,1 Billionen Euro. Das 

entspricht 330 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Machen wir uns wirk-

lich klar, welche Erblast das für unsere Kinder und Enkel bedeutet?

Vor 50 Jahren hat Ludwig Erhard gesagt: „Erst auf dem Boden einer ge-

sunden Wirtschaft kann die Gesellschaft ihre eigentlichen Ziele erfüllen.” 

Das gilt heute mehr denn je. Und die Welt bleibt nicht stehen. Demokra-

tie und Marktwirtschaft setzen sich immer weiter durch. Wir freuen uns 

darüber. Es bedeutet freilich einen neuen globalen Wettbewerb um Ar-

beit und Wohlstand. Zugleich werden wir unerbittlich mit den Folgen des 

Geburtenrückgangs konfrontiert. Beides zusammen stellt unsere ganze 

Wirtschafts- und Sozialordnung auf den Prüfstand – ob wir wollen oder 

nicht. Wir haben eine gewaltige Aufgabe für gestaltende Politik vor uns.

II.

Es sind dicke Reformbretter, die wir bohren müssen. Ein mutiger Anfang

ist mit der Agenda 2010 gemacht. Er wird eine positive Wirkung entfal-

ten. Doch wir müssen unseren Menschen ehrlich sagen, dass wir es da-

mit noch nicht geschafft haben. Wir brauchen einen modernen Sozial-

staat, der mit einer nachhaltigen öffentlichen Finanzwirtschaft vereinbar 

ist. Wir brauchen ein effizientes Steuersystem, das Leistung belohnt, aber 

auch dem Staat gibt, was des Staates ist. Wir brauchen einen nationalen 

Aufbruch für Bildung, Forschung und Familie, der unserer Gesellschaft

Zukunftsglauben und Zusammenhalt gibt. Und wir brauchen die Moder-

nisierung der bundesstaatlichen Ordnung, um die Reformfähigkeit un-

seres Landes zu stärken.

Das alles erfordert Zeit - über Legislaturperioden hinweg. Taktische Re-

formpausen wegen Wahlterminen oder einen Zickzack-Kurs können wir 

uns nicht leisten. Der Schlüssel zum Vertrauen der Bürger sind Wahrhaf-

tigkeit und Stetigkeit, Stimmigkeit und Berechenbarkeit der Politik. Ich

begrüße, dass sich Regierung und Opposition in dieser Woche zusammen-

setzen. Aktionismus hilft nicht. Gefragt sind weitere nachhaltige Maßnah-
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men gegen die Arbeitslosigkeit. Ich wünsche mir, dass auch die Grund-

linien einer umfassenden Erneuerung von Wirtschaft und Gesellschaft

besprochen werden. Regierung und Opposition stehen in patriotischer 

Verantwortung.

III.

Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass die nötige Energie, Kreativität und 

Solidarität in uns stecken. Ich glaube daran, dass die meisten Menschen 

ihr Glück nach ihren eigenen Vorstellungen machen wollen. Dieser Wille ist 

gut. Er braucht Freiheit, damit er sich entfalten kann. Und indem er sich 

entfaltet, bindet er sich auch. Er braucht eine Ordnung, die diese Verant-

wortung für sich und andere fördert und belohnt. Diese Ordnung der Frei-

heit sollte uns leiten. Das verlangt eine Rückbesinnung auf Ordnungspolitik. 

Die Ordnung der Freiheit bedeutet: Die Bürger beauftragen den Staat, die 

Spielregeln zu setzen. Aber das Spiel machen die Bürger. Die Regeln lau-

ten: Privateigentum und Vertragsfreiheit, Wettbewerb und offene Märkte, 

freie Preisbildung und ein stabiles Geldwesen, eine Sicherung vor den gro-

ßen Lebensrisiken für jeden und Haftung aller für ihr Tun und Lassen. Der 

moderne Sozialstaat schützt vor Not; aber er gaukelt nicht vor, dem Ein-

zelnen den einmal erreichten Lebensstandard garantieren zu können. 

Auf diese Regeln muss Verlass sein. Die Bürger müssen wissen, was auf 

sie zukommt. Ohne Verlässlichkeit kein Vertrauen. Ohne Vertrauen kein 

Aufschwung. […]

X.

Vertrauen wir also auf unser Land und arbeiten wir alle an dem großen 

Reformwerk mit. Wir haben das Zeug dazu, die Ordnung der Freiheit ge-

meinsam wieder aufzubauen. Wir schaffen es, wenn jeder mitmacht. Ich

spüre überall: Die Menschen sind bereit, mitzuziehen.

John F. Kennedy hat oft Cape Canaveral besucht. Es wird erzählt, er 

habe dabei einmal einen Arbeiter angesprochen, der gerade eine Halle

fegte. „Was ist Ihr Job?”, fragte er ihn. Der Arbeiter antwortete: „Einen

Menschen auf den Mond bringen, Mr. President”. Mancher mag darüber 

lächeln. Mich beeindruckt die Kraft, die hinter dieser Antwort steckt.


